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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.03.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/03/0022 

Rechtssatz 

Die Waffenbehörden und das Verwaltungsgericht haben auch im Falle eines freisprechenden Urteils oder dann, 
wenn eine Strafverfolgungsbehörde von einer Verfolgung (allenfalls nach diversionellem Vorgehen) Abstand 
genommen hat, eigenständig zu beurteilen, ob ein Sachverhalt vorliegt, der nach den vom WaffG 1996 
vorgegebenen Kriterien die Erlassung eines Waffenverbots rechtfertigt. § 12 Abs. 1 WaffG 1996 erfasst nicht 
nur vorsätzliches, sondern auch fahrlässiges Fehlverhalten. 
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